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Vermerk:
01.12.2005
Zur Ausweisung von Ausländern gemäß § 55 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG wegen Inanspruchnahme von Hilfe zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie oder von Hilfen für junge Volljährige nach dem SGB VIII
§ 6 Abs. 2 SGB VIII legt fest, daß Ausländer Leistungen nach diesem Buch bean​spruchen können, wenn sie rechtmäßig oder aufgrund einer ausländer​recht​lichen Duldung ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben.

Die Inanspruchnahme bestimmter Hilfen nach dem SGB VIII könnte jedoch nach dem AufenthG unter bestimmten Voraussetzungen zu einer Ausweisung des Aus​länders führen sowie weitere negative aufenthaltsrechtliche Konsequenzen her​bei​führen. Diese Vorschrift wird jedoch – soviel sei vorweg gesagt – in Ihrer Bedeutung von Betroffenen völlig überschätz. So führte der stellvertretende Leiter eines der größten Ausländerämter von NRW aus, dass es nach dieser Vorschrift nach seiner Kenntnis noch nie zu einer Ausweisung gekommen sei. Dies erscheint bei näherer Betrachtung des Ausländerrechts auch kaum möglich: 

I. 

Nach § 55 Abs. 1 AufenthG kann ein Ausländer ausgewiesen werden, wenn sein Aufenthalt die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder sonstige erhebliche Inte​ressen der Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigt. § 55 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG bestimmt hierzu näher, daß ein Ausländer nach Abs. 1 insbeson​dere aus​gewiesen werden kann, wenn er Hilfe zur Erziehung außerhalb der eige​nen Familie oder Hilfe für junge Volljährige nach dem SGB VIII in Anspruch nimmt, daß dies jedoch nicht für einen Min​derjäh​rigen gilt, dessen Eltern oder dessen allein personensorgeberechtigter El​tern​teil sich rechtmäßig im Bundesgebiet auf​hält.

Zunächst ist hier zu beachten, daß das AufenthG generell nicht auf EU-Bürger anwendbar ist; ihre Aufenthaltsrechte sind im EU-Recht und im Freizü​gG/EU geson​dert geregelt (vgl. § 1 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG). Auch bestimmte weitere Personengruppen sind vom Anwendungsbereich ausgenommen (vgl. § 1 Abs. 2 Nr. 2 u. 3 AufenthG).

Von dem Ausweisungstatbestand des § 55 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG werden nur Hil​fe​lei​stungen erfaßt, die materiellen  Sozial​hil​feleistungen entsprechen, da die Vor​schrift als Er​gänzung zu § 55 Abs. 2  Nr. 6 AufenthG nur das öffentliche Interesse schützt, den Aufenthalt von Ausländern nicht aus öffent​li​chen Mitteln finanzieren zu müssen, die nicht auf einer Bei​trags​pflicht beruhen
. Unter die außer​häusli​chen Hilfen zur Erziehung im Sinne des AufenthG fallen daher nur ohnehin nur diejenigen, die nach den §§ 33 bis 35 SGB VIII in Verbindung mit Leistungen nach § 27 Abs. 3 oder §§ 39 und 40 SGB VIII ge​währt werden
. Bei den jungen Volljähri​gen sind aus​schließ​​lich die Hilfen nach § 41 Abs. 2 in Verbin​dung mit § 27 Abs. 3 oder den §§ 33 bis 35, 39 und 40 SGB VIII erfaßt
. Die Hilfeleistungen müssen tatsächlich in Anspruch genommen wer​den; eine Bedürftigkeit allein reicht nicht aus
.

Bei der Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung stellt sich die Frage, welche Per​sonen ausgewiesen werden können. Nach dem Wortlaut des § 55 Abs. 2  Nr. 7 AufenthG ist derjenige betroffen, der die Hilfe erhält. Hiermit ist nicht nur ge​meint, wer die  Hilfe beanspruchen kann – was gemäß § 27 Abs. 1 SGB VIII die Perso​nensorgeberechtigten sind –, sondern auch, wer tatsächlich begünstigt wird, also auch das Kind
.

Der von § 55 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG betroffene Personenkreis wird durch seinen zwei​ten Halbsatz erheblich eingeschränkt, welcher bestimmt, daß die Vorschrift nicht für einen Min​derjäh​rigen gilt, dessen Eltern oder dessen allein personen​sor​ge​be​rech​tigter El​tern​teil sich recht​mäßig im Bundesgebiet auf​hält.

Der Aufenthalt der Eltern ist rechtmäßig, wenn diese einen Aufenthaltstitel nach dem AufenthG, eine Aufenthaltsgestattung nach dem AsylVfG oder eine EU-Bescheinigung bzw. EU-Aufenthaltserlaubnis nach dem FreizügG/EU besitzen oder sie eines Aufenthalts​titels nicht bedürfen oder der Aufenthalt als erlaubt gilt
. Der Ausweisungs​grund der Inanspruchnahme außerhäuslicher Erziehungs​hilfe beschränkt sich damit auf die Fälle, wo die Eltern nur gemäß § 60 a AufenthG ge​duldet sind, da der Auf​ent​halt trotz Duldung rechts​widrig ist
, sowie auf die Fälle, in denen sich Minder​jäh​rige alleine im Bundesgebiet aufhalten. Obwohl die Aus​nahme nach dem Wort​laut der Vorschrift „für“ den Minderjährigen gilt, kommt sie ebenfalls seinen Eltern zugute
.

Zu beachten ist aber, daß für die Hilfen für junge Volljährige die Ausnahme des § 55 Abs. 2 Nr. 7 Halbsatz 2 AufenthG nicht gilt.

Wenn die sachlichen und personellen Voraussetzungen von § 55 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG erfüllt sind, so hat dies aber keinesfalls  eine zwingende Ausweisung des betrof​fenen Ausländers zur Folge.

Zum einen ist eine Ausweisung auf der Grundlage des § 55 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG nicht mög​lich, wenn der betroffene Ausländer zu den Personen​grup​pen gehört, die be​sonderen Auswei​sungs​​schutz nach § 56 Abs. 1, 3, 4 AufenthG ge​nießen. Hier ist eine Ausweisung nur unter erhöhten An​for​de​rungen zugelassen, die bei einem Aus​wei​sungsgrund nach § 55 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG nicht erfüllt sind.

Zum anderen kann der Ausweisungsgrund des § 55 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG auf​grund vorrangiger völkerrechtlicher Übereinkommen auch auf bestimmte wei​tere Per​so​nengruppen nicht oder nur be​schränkt angewendet werden (v.a. auf An​ge​hö​rige von Vertrags​staa​ten des Europäischen Fürsorgeabkommens, Österreicher, Schwei​zer, und heimat​lose Auslän​der
).

Schließlich sieht § 55 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG auch keine gebundene Entschei​dung vor, sondern die Ausweisung liegt im pflichtgemäßen Ermessen der Behör​de. Bei der Ermessensentscheidung sind die für die Zukunft zu erwartenden Be​einträchti​gun​gen der von § 55 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG erfaßten erheblichen In​te​res​sen der Bundes​republik mit dem privaten Interesse am weiteren Verbleib im Inland ge​geneinan​der abzuwägen
. Der allgemeine Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist hier anwendbar, d.h. die Ausweisung muß zum Schutz der erheblichen Interessen des Bundesrepublik geeignet, erforderlich und angemessen sein
. § 55 Abs. 3 AufenthG gibt für die Abwägungs​entscheidung bestimmte Gesichtspunkte vor, die auf jeden Fall zugunsten des Auslän​ders berücksich​tigt werden müssen
, namentlich die Dauer des rechtmäßigen Aufenthalts und die schutzwürdigen per​sön​lichen, wirtschaftlichen und sonstigen Bindungen des Ausländers im Bundes​ge​biet, die Folgen der Ausweisung für die Familien​an​gehörigen oder Lebens​part​ner des Ausländers, die sich rechtmäßig im Bundesge​biet aufhalten und mit ihm in familiärer oder lebenspartnerschaftlicher Gemein​schaft leben sowie daß eine Ab​schiebung aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün​den unmöglich wäre. Die ge​nannten Belange sind aber nicht abschließend
. Spe​ziell bei einer Ausweisung auf​grund von § 55 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG sind auch die Gründe für die Inan​spruch​nahme der Erziehungs​hilfe und deren Er​folgs​aus​sichten zu be​rück​sich​ti​gen
. Bei der Ab​wägung dürfen nicht die aufzu​wen​den​den Mittel im Vorder​grund stehen, sondern die mit der Erziehungshilfe ver​bun​de​nen Erwartungen der Betroffenen und der Öf​fent​lichkeit
. Ein abseh​ba​rer Erzie​hungs​erfolg darf nicht durch Ausweisung zu​nich​te gemacht werden
.

Fazit: 

Im Ergebnis ist die Möglichkeit der Ausweisung wg. Bezugs von Jugendhilfeleistung zwar von der rechtlichen Konstruktion her im Rahmen einer Ermessensentscheidung möglich, hat  aber aufgrund zahlreicher rechtlicher Restriktionen im Bereich des Ausländerrechts und aufgrund internationaler Vereinbarungen keine Bedeutung. 

Allenfalls  kommt es ggf. im Zusammenhang mit erheblichen Straftaten von Jungendlichen zu einer Überprüfung oder Veranlassung von Ausweisungen. 

II.

Die Inanspruchnahme jugendrechtlichen Hilfen i.S.d. § 55 Abs. 2 Nr. 7 könnte  sich auch bei anderen ausländerbehördlichen Entscheidungen negativ aus​wirken, da die aufenthaltsrechtlichen Vor​schrif​ten in weitem Maße auf die Ausweisungs​tat​bestände des § 55 Abs. 2 AufenthG bezug neh​men.

Auch hierüber ist aber aus dem faktischen Verwaltungsvollzug des Ausländergesetzes quasi nichts bekannt. 

§ 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG sieht allgemein vor, daß die Erteilung eines Auf​ent​halts​titels in der Regel voraussetzt, daß kein Ausweisungsgrund vorliegt. Nach h.M. ist das Vorliegen eines Ausweisungsgrundes so zu verstehen, daß es aus​reicht, wenn die Tatbestandsvoraussetzungen eines Ausweisungsgrundes erfüllt sind; auf das Ergebnis der nach § 55 Abs. 3 vorgesehenen Interessenabwägung sowie auf das Vorliegen besonderen Ausweisungsschutzes nach § 56 AufenthG kommt es dagegen nicht an
.Die Einschränkung „in der Regel“ be​deutet, daß trotz Vorliegens eines Ausweisungsgrundes ein Titel nur dann erteilt werden kann, wenn ein atypischer Fall vorliegt
. § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG gilt grund​sätz​lich für alle Titel, wenn nicht seine Anwendbarkeit schon nach § 5 Abs. 3 AufenthG ausschei​det (d.h. bei die Aufenthaltstitel zum vorübergehenden Schutz bzw. aus humani​tären Gründen nach den §§ 24, 25 Abs. 1 bis 3, 26 Abs. 3 AufenthG) oder die spe​ziellen Vor​schrif​ten für die ein​zel​nen Titel vorsehen, daß die Vorschrift un​an​ge​wendet blei​ben kann (so z.B. nach § 27 Abs. 3 S. 2 für den Familiennachzug oder nach § 38 Abs. 3 für besondere Fälle bei Aufenthaltstiteln für ehemalige Deut​sche). Man​​gels entgegenstehender spezieller Regelung kommt der Regelversagungs​grund des § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG insbesondere bei der Erteilung einer Nieder​las​sungs​erlaubnis nach § 9 AufenthG zum Tragen.

Über § 8 Abs. 1 AufenthG findet § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG zudem An​wen​dung bei der Entscheidung über die Ver​längerung einer bestehenden Aufenthalts​erlaubnis. 

Weitere Vorschriften führen die Voraussetzung des Fehlens von Ausweisungs​gründen ausdrücklich auf. So ist für den Familiennachzug zu Deutschen in § 28 Abs. 2 S. 1 Auf​enthG ausdrücklich bestimmt, daß einem Ausländer in der Regel eine Nieder​las​sungserlaubnis zu erteilen ist, wenn kein Ausweisungsgrund vorliegt. Weiter sieht § 37 Abs. 3 Nr. 2 AufenthG bei der Recht auf Wiederkehr vor, daß die Er​tei​lung der Auf​enthalts​er​laub​nis beim Vorliegen von Ausweisungs​grün​den versagt wer​den kann.

Schließlich regelt noch § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 3, S. 2 AufenthG hinsichtlich des eigen​ständi​gen, unbe​fri​steten Aufenthaltsrecht von Kindern, daß die Erteilung einer Niederlas​sungserlaubnis bzw. die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis im Wege des Ermessens ver​sagt werden kann, wenn der Lebensunterhalt des min​derjährigen Ausländers nicht ohne die Inanspruchnahme von Jugendhilfe nach dem SGB VIII gesichert ist
. Ausgenommen hiervon sind allerdings die Fälle, in denen der Minderjährige sich in einer Ausbildung, die zu einem aner​kannten schu​li​schen oder beruflichen Bildungsabschluß führt, befindet (vgl. § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 3 Halbsatz 2 AufenthG) oder in denen die Jugendhilfeleistung wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung erbracht werden (vgl. § 35 Abs. 4 AufenthG).

Die Jugendhilfe​bedürftigkeit stellt im Rah​men dieser Vorschrift auch dann einen mög​li​chen Versagungsgrund dar, wenn sie kein Aus​weisungsgrund nach § 55 Abs. 2 Nr. 7 ist
. Zudem gilt hier auch die Ein​​schrän​kung des § 55 Abs. 2 Nr. 7 Halb​satz 2 AufenthG nicht
. Der aufent​halts​rechtliche Status der Eltern ist aber im Ermessen zu berücksichtigen
.
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Münster 

� Gemeinschaftskommentar zum Ausländerrecht (GK-AuslR), Stand der 71. Aktualisierungs�lie�fe�rung Oktober 2004, § 46 AuslG Rn. 137; Marx, Ausländer- und Asylrecht, 2. Aufl. 2005, § 5 Rn. 121; Ziffer 55.2.7.3 der vor�läufigen An�wen�dungs�hinweise des Bundesinnen�mini�ste�ri�ums zum AufenthG und zum FreizügG/EU vom 22.12.2004.


� Ziffer 55.2.7.3 der vor�läufigen An�wen�dungs�hinweise des Bundesinnen�mini�ste�ri�ums zum AufenthG und zum FreizügG/EU vom 22.12.2004.


� Ziffer 55.2.7.4 der vor�läufigen An�wen�dungs�hinweise des Bundesinnen�mini�ste�ri�ums zum AufenthG und zum FreizügG/EU vom 22.12.2004.


� GK-AuslR, a.a.O., § 46 AuslG Rn. 141.


� Renner, Ausländerrecht, Kommentar, 8. Aufl. 2005, § 55 AufenthG Rn. 55; die abweichende An�sicht in GK-AuslR, a.a.O., § 46 AuslG Rn. 136, nach nur der Minderjährige, nicht aber der Perso�nensorgeberechtigte aus�ge�wie�sen werden kann, dürfte schwer zu vertreten sein .


� Renner, a.a.O., § 55 AufenthG Rn. 57.


� GK-AuslR, a.a.O., § 46 AuslG Rn. 139; Renner, a.a.O., § 55 AufenthG Rn. 57.


� Renner, a.a.O., § 55 AufenthG Rn. 57.


� Vgl. Ziffer 55.2.7.4 i.V.m. Ziffer 55.2.6.3.1 der vor�läufigen An�wen�dungs�hinweise des Bundes�innen�mini�ste�ri�ums zum AufenthG und zum FreizügG/EU vom 22.12.2004.


� Renner, a.a.O., § 55 AufenthG Rn. 59.


� Renner, a.a.O., § 55 AufenthG Rn. 60.


� Renner, a.a.O., § 55 AufenthG Rn. 62; Storr/Wenger/Eberle/Albrecht/Zimmermann-Kreher, a.a.O., § 55 Rn. 15.


� Renner, a.a.O., § 55 AufenthG Rn. 62.


� Renner, a.a.O., § 55 AufenthG Rn. 56.


� Renner, a.a.O., § 55 AufenthG Rn. 56.


� Renner, a.a.O., § 55 AufenthG Rn. 56.


� Renner, a.a.O., § 55 AufenthG Rn. 7; Storr/Wenger/Eberle/Albrecht/Zimmermann-Kreher, Kommentar zum Zuwanderungsgesetz, 2005, § 5 Rn. 9.


� Renner, a.a.O., § 5 AufenthG Rn. 3, 8; Storr/Wenger/Eberle/Albrecht/Zimmermann-Kreher, a.a.O., § 5 Rn. 4.


� Da die Vorschrift des § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 3 AufenthG eine Sonderregelung für die Jugend�hilfe�bedürftigkeit darstellt, ist der Ausweisungsgrund des § 55 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG nicht als ein auf dem persönlichen Verhalten des Ausländers beruhender Ausweisungsgrund i.S.v. § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 AufenthG zu verstehen, vgl. Ziffer 35.3.3. der vor�läufigen An�wen�dungs�hin�weise des Bun�des�innen�mini�ste�ri�ums zum AufenthG und zum FreizügG/EU vom 22.12.2004.


� Ziffer 35.3.8. der vor�läufigen An�wen�dungs�hin�weise des Bundesinnen�mini�ste�ri�ums zum AufenthG und zum FreizügG/EU vom 22.12.2004.


� Renner, a.a.O., § 35 AufenthG Rn. 18.


� Renner, a.a.O., § 35 AufenthG Rn. 18. 
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